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sonenbeförderung, insbesondere durch rationelle Nutzung 
aller Beförderungskapazitäten, sowie auf die Vermeidung von 
Verkehrsspitzen durch Staffelung der Arbeitszeit. Die Staats­
organe und Betriebe sind insbesondere auch verpflichtet, mit 
den Verkehrsbetrieben Koordinierungsverträge oder andere 
Wirtschaftsverträge zur Intensivierung ihrer Zusammenarbeit 
abzuschließen, wenn zwischen ihnen ständige Beziehungen 
über Beförderungsleistungen bestehen (§ 8 Abs. 1 PBVO). Das 
ermöglicht eine optimale Befriedigung der spezifischen Beför­
derungsbedürfnisse der Betriebe durch ein entsprechendes 
Beförderungsangebot und dessen volkswirtschaftlich sinn­
volle Einordnung in das allgemeine Beförderungsangebot. Der­
artigen Kooperationsbeziehungen ist künftig verstärkt Beach­
tung zu schenken.

Zur Verantwortlichkeit für Pflichtverletzungen enthält 
die PBVO nur wenige Grundsätze. Danach sind die Partner 
eines Personenbeförderungsvertrags für die Verletzung ihrer 
Pflichten nach den Bestimmungen des VG bzw. des ZGB ver­
antwortlich und haben die Rechtsfolgen ihrer Pflichtver­
letzung zu tragen (§ 15 Abs. 1 PBVO). Soweit in Rechtsvor­
schriften zur Durchführung der Personenbeförderung oder 
in darüber abgeschlossenen Verträgen für Pflichtverletzungen 
bestimmte Rechtsfolgen festgelegt sind, treten ausschließlich 
diese ein (§ 15 Abs. 2 PBVO). Derartige Rechtsfolgen sind in 
den auf der Grundlage der PBVO erlassenen und die 
Leistungsbedingungen der Verkehrsbetriebe regelnden An­
ordnungen für typische Pflichtverletzungen bei der Vorbe­
reitung und Durchführung der Personenbeförderung vorge­
sehen (vgl. § 10 PBOE, § 10 PBO). Uneingeschränkte Anwen­
dung finden die Bestimmungen des ZGB auf Gesundheits­
schäden, die einem Bürger bei der Personenbeförderung 
entstehen, und auf Schäden an Sachen, die er hierbei mit sich 
führt oder bei sich hatte (§ 15 Abs. 3 PBVO).

Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit 
bei der Personenbeförderung

Für eine effektive und bedarfsgerechte Personenbeförderung 
ist die Gewährleistung eines Höchstmaßes an Sicherheit und 
Ordnung unabdingbare Voraussetzung. Dazu haben alle bei­
zutragen, die an der Personenbeförderung mitwirken, also als 
Verkehrsbetriebe Beförderungs- oder sonstige Leistungen 
erbringen bzw. als Verkehrskunde Beförderungsleistungen 
oder sonstige Leistungen in Anspruch nehmen, aber auch 
diejenigen, die sich, ohne Verkehrskunde zu sein oder werden 
zu wollen, aus einem anderen Grund auf Verkehrsanlagen 
oder in Beförderungsmitteln aufhalten.

Deshalb bestimmt § 13 Abs. 1 PBVO, daß jeder, der Ver­
kehrsanlagen oder Beförderungsmittel betritt oder Leistungen 
der Verkehrsbetriebe in Anspruch nimmt, sich so zu ver­
halten hat, daß Ordnung und Sicherheit gewährleistet sind 
und Personen sowie Sachen nicht gefährdet bzw. geschädigt 
werden. Die Bedeutung, die der Erfüllung dieser Anforde­
rungen zukommt, wird auch dadurch unterstrichen, daß für 
schuldhafte Verstöße gegen sie Verweise bzw. Ordnungsstrafen 
von 10 M bis 500 M ausgesprochen werden können (§ 14 
PBVO).

Den von den Verkehrsbetrieben zur Gewährleistung von 
Ordnung und Sicherheit eingesetzten Mitarbeitern und 
ehrenamtlichen Kontrolleuren gewährt § 13 Abs. 2 PBVO bei 
der Ausübung ihrer verantwortungsvollen und manchmal 
auch komplizierten Tätigkeit verstärkten Schutz: Es ist fest­
gelegt, daß sie im staatlichen Auftrag handeln; Widerstand 
gegen ihre Maßnahmen kann somit nach § 212 Abs. 2 StGB 
strafrechtlich verfolgt werden. Diese Mitarbeiter oder ehren­
amtlichen Kontrolleure sind berechtigt, von solchen Personen 
Personalien sowie Arbeits- oder Ausbildungsstelle festzu­
stellen, die gegen die Anforderungen zur Gewährleistung von 
Ordnung und Sicherheit verstoßen, andere Bürger verletzen, 
Verkehrsanlagen, Beförderungsmittel oder andere Sachen be­
schädigen oder verunreinigen, keinen gültigen Fahrausweis 
vorweisen können oder nicht bereit oder in der Lage sind, 
Nachlösegebühr oder ein anderes Entgelt zu entrichten. Auf 
Verlangen ist den betreffenden Mitarbeitern oder ehren­
amtlichen Kontrolleuren der Personalausweis zur Einsicht­
nahme auszuhändigen (§ 13 Abs. 2 und 3 PBVO).

Hierdurch werden zugleich die notwendigen Voraus­
setzungen dafür geschaffen, daß Sachverhalte eindeutig ge­
klärt und erzieherisch Einfluß genommen wird. Ansprüche der 
Verkehrsbetriebe können damit ohne zusätzlichen Aufwand 
und ohne erneute Feststellung (z. B. durch gerichtliche Zah­
lungsaufforderungen gemäß § 14 ZPO) durchgesetzt werden.

Zur Gewährleistung von Ordnung und Disziplin gehört

auch, Verstößen der Verkehrskunden gegen die Pflicht zur 
ordnungsgemäßen Entrichtung des Beförderungsentgelts 
wirksamer als bisher zu begegnen. Gerade weil der sozia­
listische Staat stabile Verkehrstarife auf äußerst niedrigem 
Niveau ermöglicht, sind derartige Verstöße besonders ver­
werflich. Ihre Ahndung erfordert erheblichen zusätzlichen 
Aufwand bei den Verkehrsbetrieben und bei den Gerichten. 
Offensichtlich hatten auch die bisherigen Festlegungen über 
die Nachlösegebühren keine hinreichend stimulierende 
Wirkung.

Zum Schutz des sozialistischen Eigentums, aber auch im 
Interesse der vielen Bürger, die ihre Pflichten ordnungsge­
mäß erfüllen, sieht § 12 PBVO eine Verdoppelung der bisher 
festgelegten Nachlösegebühren vor. Ein Verkehrskunde, der 
keinen gültigen Fahrausweis vorweisen kann, hat also künftig 
eine Nachlösegebühr in Höhe des doppelten Beförderungsent­
gelts ohne Ermäßigung, mindestens 20 M, zu zahlen. Kann 
für mitgenommene Sachen oder Tiere der vorgeschriebene 
Fahrausweis nicht vorgewiesen werden, ist eine Nachlöse­
gebühr in Höhe des doppelten Beförderungsentgelts, min­
destens 10 M je Stück oder Tier, zu zahlen.

Im Interesse einer umfassenden Information der Ver- 
kehrskunden über die ihnen zur Gewährleistung von Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit obliegenden Pflichten und über 
mögliche Rechtsfolgen bei ihrer Verletzung wurden die o. g. 
Regelungen der PBVO vollinhaltlich in die PBOE und in die 
PBO übernommen.

Zur Regelung der Eisenbahn-, Personen-, Gepäck- 
und Expreßgutbeförderung

Die PBOE gilt für die öffentliche Eisenbahn-, Personen-, 
Gepäck- und Expreßgutbeförderung einschließlich der Mit­
nahme von Sachen und Tieren in die Eisenbahn zwischen 
Bahnhöfen innerhalb der DDR (§ 1 Abs. 1 PBOE). Auf der­
artige Beförderungsleistungen findet daher die Eisenbahn- 
Verkehrsordnung (EVO) in der gemäß АО Nr. 30 zur Ände­
rung der EVO vom 8. Januar 1970 (GBl. II Nr. 4 S. 17) be­
kanntgegebenen Fassung keine Anwendung mehr. Sie wird 
nur noch dann angewendet, wenn internationale Abkommen 
auf Landesrecht verweisen.

Die PBOE enthält die wesentlichen Rechtsgrundlagen für 
die Beförderungsleistungen der Eisenbahn, die Rechte und 
Pflichten der Eisenbahn, der Reisenden und anderer Ver­
kehrskunden sowie die Anforderungen zur Gewährleistung 
von Ordnung und Sicherheit im Eisenbahnverkehr. Ergänzt 
werden diese Rechtsgrundlagen durch den Tarif für die 
Personen-, Gepäck- und Expreßgutbeförderung der Eisenbahn 
(TFE)4, der gemäß § 19 Abs. 2 PBVO als ergänzende Beförde­
rungsbedingung rechtsverbindlich ist und vorwiegend preis­
rechtliche (tarifliche) und Ausführungsbestimmungen ent­
hält.

In der PBOE sind die bewährten Regelungen der bisheri­
gen EVO unter Berücksichtigung der Anforderungen der 
80er Jahre und der objektiven Möglichkeiten der Eisenbahn 
in Übereinstimmung mit den entsprechenden Regelungen des 
internationalen Verkehrsrechts, insbesondere der anderen 
sozialistischen Staaten, weiterentwickelt worden. Sie enthält 
außerdem bewährte Regelungen aus der PBO von 1976.

Der klare und übersichtliche Aufbau der PBOE deckt sich 
in seinen Grundzügen mit dem der neuen PBO. Vergleich­
bare Tatbestände werden in der PBOE und der PBO inhalt­
lich übereinstimmend geregelt; Abweichungen gibt es nur da, 
wo technologische Besonderheiten der Verkehrsträger dies 
zwingend erfordern.

Übersichtlich dargestellt sind die Pflichten der Eisenbahn 
und der Verkehrskunden (§§ 3 und 4 PBOE). Besonders zu 
erwähnen ist § 3 Abs. 1 PBOE, der erstmalig für die Personen­
beförderung der Eisenbahn konkrete qualitative Kriterien 
festlegt, denen die Beförderungsleistungen entsprechen 
müssen bzw. die die Eisenbahn zu erfüllen hat. Diese ist 
verpflichtet, die Reisenden sicher und gemäß dem veröffent­
lichten oder vereinbarten Fahrplan mit gereinigten und er­
forderlichenfalls beleuchteten und beheizten Zügen zu be­
fördern. Sie hat Unregelmäßigkeiten der Beförderung im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten unverzüglich bekanntzugeben, 
deren Auswirkungen so gering wie möglich zu halten und 
ihr verfügbare Möglichkeiten für eine Weiterbeförderung der 
Reisenden zu nutzen.

4 Dieser Tarif 1st durch TV А 118/15/84 mit Wirkung vom 1. Juni 1984 
in Kraft gesetzt worden.


